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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 R 3320/03
Datum 27.10.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 R 5516/05
Datum 28.04.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 27.
Oktober 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1999 bis 31.10.2001.

Der 1942 geborene KlÃ¤ger, tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger, hat keinen Beruf
erlernt und war in der Bundesrepublik Deutschland zunÃ¤chst als Bauhelfer, im
Anschluss daran als Hilfsarbeiter in der KÃ¼che und zuletzt im Bettenlager einer
Reha-Klinik versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ab Mai 1998 war er arbeitsunfÃ¤hig
krank bzw. arbeitslos.

Den vom KlÃ¤ger im Mai 1999 gestellten Rentenantrag lehnte die Beklagte
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gestÃ¼tzt auf den Entlassungsbericht Ã¼ber die vom KlÃ¤ger im Dezember 1998
durchgefÃ¼hrte RehabilitationsmaÃ�nahme (Chefarzt Dr. M.-W.; Leistungsbild:
mittelschwere TÃ¤tigkeiten mit FunktionseinschrÃ¤nkungen vollschichtig), ein
Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. R. (LeistungsvermÃ¶gen: mittelschwere Arbeiten
mit FunktionseinschrÃ¤nkungen vollschichtig) und ein Gutachten der
MedizinaloberrÃ¤tin Dr. P.-B. (Leistungsbild: leichte bis mittelschwere Arbeiten
vollschichtig) mit Bescheid vom 26.07.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 22.11.1999 ab. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Klage
zum Sozialgericht Freiburg (SG). Das SG hÃ¶rte zunÃ¤chst den OrthopÃ¤den Dr. S.
und den praktischen Arzt Dr. H. als sachverstÃ¤ndige Zeugen. Beide Ã�rzte
vertraten die Auffassung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne seit Mai 1999 auch leichte
TÃ¤tigkeiten nur noch weniger als zwei Stunden tÃ¤glich verrichten. Im Anschluss
daran holte das SG ein orthopÃ¤disches SachverstÃ¤ndigengutachten bei dem
OrthopÃ¤den Prof. Dr. H., der zu dem Ergebnis kam, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte
TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten, ein. Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) erstattete sodann der Arzt fÃ¼r Innere Medizin und
Psychotherapeutische Medizin Dr. F., UniversitÃ¤tsklinik fÃ¼r Psychiatrie und
Psychosomatik in F., ein psychosomatisches Gutachten. Dr. F. hielt den
Schweregrad der psychosomatischen StÃ¶rungen fÃ¼r so gravierend, dass der
KlÃ¤ger auÃ�erstande sei, auf absehbare Zeit eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben. Er fÃ¼hrte aus, dass die festgestellte
LeistungseinschrÃ¤nkung, soweit es aus den Aktenunterlagen hervorgehe,
mindestens seit 28.01.1999 (Entlassungsbericht Dr. M.-W.) bestehen dÃ¼rfte. Aus
prÃ¼fÃ¤rztlicher Sicht wurde hierauf ein Leistungsfall 02.10.2001 empfohlen. Ein
entsprechendes Vergleichsangebot der Beklagten nahm der KlÃ¤ger nicht an. Mit
Urteil vom 21.02.2002 verurteilte das SG die Beklagte, dem KlÃ¤ger Rente wegen
voller Erwerbsminderung vom 01.11.2001 an zu gewÃ¤hren. Der
AusfÃ¼hrungsbescheid datiert vom 21.06.2002.

Am 22.04.2003 beantragte der KlÃ¤ger gestÃ¼tzt auf eine Ã¤rztliche
Bescheinigung des Dr. H., der bestÃ¤tigte, dass die somatoforme SchmerzstÃ¶rung
und die Neurasthenie nicht erst seit Januar 1999, sondern schon mindestens seit
April 1991 bestehen wÃ¼rde, und unter Bezugnahme auf das Gutachten des Dr. F.,
wonach die LeistungsfÃ¤higkeit bereits seit dem 28.01.1999 eingeschrÃ¤nkt sei, die
GewÃ¤hrung von Rente ab Januar 1999.

Mit Bescheid vom 13.05.2003 lehnte die Beklagte nach AnhÃ¶rung von Dr. P. und
Dr. L. die RÃ¼cknahme des Bescheids vom 21.06.2001 (richtig: 21.06.2002) ab.

Den dagegen erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger im wesentlichen
mit seinem bisherigen Vorbringen. Die Beklagte hÃ¶rte hierauf noch einmal den
Beratungsarzt Dr. L. und wies anschlieÃ�end mit Widerspruchsbescheid vom
17.09.2003 den Widerspruch zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Klage zum SG. Zur BegrÃ¼ndung stÃ¼tzte er sich
erneut auf das Gutachten von Dr. F. und die Stellungnahme von Dr. H â�¦ Gutachten
und Stellungnahme wÃ¼rden bestÃ¤tigen, dass von einem Rentenbeginn
mindestens ab Januar 1999 auszugehen sei.
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Das SG hÃ¶rte zunÃ¤chst den Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. D., Dr. S.
und Dr. H. als sachverstÃ¤ndige Zeugen. Dr. D. vertrat die Auffassung, dass in den
letzten Jahren die Schmerzsymptomatik des KlÃ¤gers zwar zugenommen habe, eine
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit ohne besondere Anforderungen sei nach der
psychischen Symptomatik jedoch noch vollschichtig mÃ¶glich. In der Folge
korrigierte Dr. D. seine EinschÃ¤tzung dahingehend, dass eine vollschichtige
TÃ¤tigkeit nicht mehr mÃ¶glich sei. Den Beginn der ErwerbsunfÃ¤higkeit vermochte
er nicht sicher anzugeben. Dr. S., der den KlÃ¤ger seit 12.05.1999 behandelt,
meinte, der von ihm geschilderte Zustand, der seines Erachtens zu einer
anhaltenden ArbeitsunfÃ¤higkeit gefÃ¼hrt habe, bestehe nach Aktenlage seit ca.
Mai 1998. Dr. H. fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger habe BerufstÃ¤tigkeiten unter zwei
Stunden seit Dezember 1999 nicht mehr ausfÃ¼hren kÃ¶nnen.

FÃ¼r die Beklagte Ã¤uÃ�erte sich hierzu Medizinaldirektor H. vom Ã�rztlichen
Dienst dahingehend, dass die Tatsache der BehandlungsbedÃ¼rftigkeit kein Beleg
dafÃ¼r sei, dass das anerkannte geminderte LeistungsvermÃ¶gen bereits vor dem
Jahr 2001 bestanden habe. Die vorgelegten Berichte der behandelnden Ã�rzte
wÃ¼rden auch keine Befunde, die einen Leistungsfall vor dem Jahr 2001
nachvollziehbar begrÃ¼nden oder belegen wÃ¼rden, enthalten.

Im Anschluss daran beauftragte das SG den OrthopÃ¤den Dr. S. mit der Erstattung
eines Gutachtens. Dr. S. diagnostizierte deutliche degenerative
BandscheibenverÃ¤nderungen L4/L5, mittelgradige, im Prinzip noch
altersentsprechende degenerative BandscheibenverÃ¤nderungen C5/C6 und C6/C7,
allenfalls initiale degenerative VerÃ¤nderungen beider HÃ¼ftgelenke und ein seit
der Jugend bestehendes Streckdefizit des rechten Ellenbogengelenks von 20 Grad.
Er meinte, der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes
mit FunktionseinschrÃ¤nkungen vollschichtig verrichten.

Sodann erstattete der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. G. ein
neuropsychiatrisches Gutachten von Amts wegen. Dr. G. fand durch die
neurologische Untersuchung einschlieÃ�lich neurophysiologischer Parameter keine
gravierenden pathologischen Befunde. Psychopathologisch bestÃ¼nden glaubhaft
anhaltende Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen, lumbale Schmerzen und eine dadurch
bedingte durchgehende anhaltende BelastungseinschrÃ¤nkung. Eine
hintergrÃ¼ndige krankheitswertige Depression oder eine gravierende
AngststÃ¶rung sei nicht feststellbar, habe aber nicht sicher ausgeschlossen werden
kÃ¶nnen. Aus der Sicht der psychosomatischen Relevanz der Beschwerden vor dem
Hintergrund, dass der KlÃ¤ger seit 1998 keinen Kontakt mehr zum Arbeitsleben
habe und bereits berentet worden sei, sehe er aufgrund des psychischen Befindens
des KlÃ¤gers keine reelle Chance, ihn vollschichtig in das Arbeitsleben
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Eine halbtÃ¤gige Arbeitsleistung sei aber noch zumutbar. Eine
retrograde EinschÃ¤tzung der LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r den Zeitraum 1999 bis
2000 sei ihm nicht mÃ¶glich.

Mit Urteil vom 27.10.2005, dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers per
Empfangsbekenntnis zugestellt am 12.12.2005, wies das SG die Klage ab. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden fÃ¼hrte es aus, die Rechtswidrigkeit des Bescheides vom
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21.06.2002 stehe nicht fest, weshalb die Beklagte nicht zur RÃ¼cknahme dieses
Bescheides verpflichtet sei. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme stehe weder
ein frÃ¼herer Beginn des Anspruchs auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
noch das Bestehen eines Anspruchs auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fest. Der
EinschÃ¤tzung von Dr. S., wonach beim KlÃ¤ger seit Mai 1998 eine andauernde
ArbeitsunfÃ¤higkeit bestehe, stehe die EinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen Dr. S.
und Prof. Dr. H. entgegen. Auch wegen der auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet
festgestellten Erkrankungen stehe ein Anspruch auf einen frÃ¼heren Beginn der
Rente nicht fest. Dr. F. verweise auf den Entlassungsbericht der Reha-Klinik H â�¦
Dieser Verweis sei zur BegrÃ¼ndung eines angenommenen Zeitpunktes nicht
Ã¼berzeugend. Im Entlassungsbericht werde nur die vom KlÃ¤ger zuletzt
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als nicht mehr zumutbar beschrieben. Nach dem Bericht
werde der KlÃ¤ger jedoch noch fÃ¼r fÃ¤hig gehalten, vollschichtig mittelschwere
Arbeiten bei Beachtung weiterer qualitativer EinschrÃ¤nkungen zu verrichten. Dr. D.
habe zunÃ¤chst die Auffassung vertreten, der KlÃ¤ger kÃ¶nne auch heute noch
leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten. In der "korrigierten Fassung" seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft habe er sich auf den Zeitpunkt des Beginns der
ErwerbsunfÃ¤higkeit dann nicht festlegen wollen. Auch Dr. G. habe keine
Feststellungen treffen kÃ¶nnen, die einen frÃ¼heren Zeitpunkt des Rentenbeginns
begrÃ¼nden kÃ¶nnten.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 27.12.2005 Berufung eingelegt. Er vertritt weiter die
Auffassung, dass bei ihm bereits seit dem 01.01.1999 ein Anspruch auf Rente
wegen voller Erwerbsminderung bestehe. Dies werde durch die sachverstÃ¤ndigen
ZeugenauskÃ¼nfte von Dr. H. und Dr. S. bestÃ¤tigt. Auch Dr. D. habe angegeben,
dass die vorhandene Schmerzsymptomatik zugenommen habe und demzufolge
auch bereits frÃ¼hzeitig eine Reduzierung des LeistungsvermÃ¶gens eingetreten
sei. Wesentlich sei jedoch das Gutachten von Dr. F â�¦ Er habe eindeutig und nicht
interpretierbar festgestellt, dass er ab dem 28.01.1999 nicht mehr in der Lage sei,
eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben.

Der KlÃ¤ger beantragt â�� sinngemÃ¤Ã� -,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 27. Oktober 2005 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 13. Mai 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.
September 2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den Bescheid vom 21.
Juni 2002 zurÃ¼ckzunehmen und ihm ab dem 01. Januar 1999 Rente wegen
ErwerbunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, neue Anhaltspunkte, insbesondere medizinische
Befunderhebungen, die zu einer Ã�nderung der bisherigen Beurteilungen fÃ¼hren
kÃ¶nnten, seien nicht ersichtlich.

Der Senat hat die Beteiligten darauf hingewiesen, dass eine Entscheidung gemÃ¤Ã�
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Â§ 153 Abs. 4 SGG in Betracht komme. Die Beteiligten haben gegen die
beabsichtigte Verfahrensweise keine EinwÃ¤nde erhoben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten und die Gerichtsakten
beider RechtszÃ¼ge sowie die Vorprozessakten des SG S 6 RJ 3688/99 Bezug
genommen.

II.

Die Berufung, Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 SGG nach AnhÃ¶rung
der Beteiligten durch Beschluss entscheidet, da er sie einstimmt fÃ¼r
unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, ist
zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der Senat sieht von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und
weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Auch der Senat ist gestÃ¼tzt auf die
von Dr. S., Prof. Dr. H. und Dr. G., aber auch von Dr. R. und Dr. P.-B. erstatteten
Gutachten, die im Wege des Urkundenbeweises verwertet werden, der Auffassung,
dass dem KlÃ¤ger Rente wegen voller Erwerbsminderung erst seit 01.11.2001 zu
gewÃ¤hren ist, so dass der Bescheid vom 21.06.2002 sich nicht als unrichtig erweist
und nicht zurÃ¼ckzunehmen ist.

ErgÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass er sich der Auffassung von Dr. S. auch
deshalb nicht anzuschlieÃ�en vermag, weil Dr. S. den KlÃ¤ger erst seit Mai 1999
behandelt und er keine Befunde und FunktionseinschrÃ¤nkungen mitgeteilt hat, die
einer leichten TÃ¤tigkeit bis 31.10.2001 entgegenstehen wÃ¼rden. Desweiteren ist
die von Dr. S. bescheinigte ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht mit ErwerbsunfÃ¤higkeit
gleichzusetzen. Dr. H. hat seine Auffassung, wonach der KlÃ¤ger seit Dezember
1999 BerufstÃ¤tigkeiten nicht mehr ausfÃ¼hren konnte, nicht begrÃ¼ndet. Sie ist
deshalb fÃ¼r den Senat nicht nachvollziehbar. Abgesehen davon wÃ¼rde die
Auskunft von Dr. H., die auch durch die Leistungsbeurteilungen der den KlÃ¤ger
begutachtenden FachÃ¤rzte widerlegt ist, einen Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit erst seit Dezember 1999 und nicht bereits seit Januar 1999
begrÃ¼nden. Auch auf das Gutachten von Dr. F. lÃ¤sst sich der Anspruch des
KlÃ¤gers nicht stÃ¼tzen. Dr. F. beruft sich hinsichtlich des Eintritts des
Leistungsfalles auf den Rehabilitationsentlassungsbericht Ã¼ber die vom KlÃ¤ger
im Dezember 1998 durchgefÃ¼hrte Heilbehandlung. Nach dem Entlassungsbericht
war der KlÃ¤ger jedoch â�� worauf auch das SG hingewiesen hat â�� nur fÃ¼r die
bisherige TÃ¤tigkeit in der Bettenreinigung arbeitsunfÃ¤hig. Ansonsten gingen die
Ã�rzte der Rehabilitationsklinik in B.-B. davon aus, dass der KlÃ¤ger leichte und
auch mittelschwere TÃ¤tigkeiten mit FunktionseinschrÃ¤nkungen noch vollschichtig
verrichten kann. Im Ã¼brigen war die RehabilitationsmaÃ�nahme bereits am
24.12.1998 beendet, am 28.01.1999 wurde nur der Entlassungsbericht verfasst.
DarÃ¼ber hinaus handelt es sich bei den Ã�rzten der Rehabilitationsklinik um
OrthopÃ¤den und Internisten, so dass eine ErwerbsunfÃ¤higkeit aus psychiatrischen
und psychosomatischen GrÃ¼nden, von der Dr. F. ausgeht, nicht auf deren
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EinschÃ¤tzung, die insoweit fachfremd wÃ¤re, gestÃ¼tzt werden kann. In diesem
Zusammenhang ist auch zu beachten, dass sich der KlÃ¤ger zwischen Mai 1995 und
Februar 2001 nicht in nervenÃ¤rztlicher Behandlung befand und Dr. D. zunÃ¤chst
von ErwerbsfÃ¤higkeit ausging. In seiner korrigierten Auskunft hat er mitgeteilt,
dass er den Beginn der ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht sicher angeben kÃ¶nne.

Mit den PrÃ¼fÃ¤rzten der Beklagten H., Dr. E., Dr. P.-B. und Dr. L. sowie Dr. S. ist
unter BerÃ¼cksichtigung der vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen
zusammenfassend damit von einem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von acht bzw. sechs Stunden bis Oktober 2001
auszugehen, so dass der Bescheid der Beklagten vom 21.06.2002, wonach dem
KlÃ¤ger ab 01.11.2001 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren ist, nicht
rechtswidrig ist. Ein Anspruch auf RÃ¼cknahme des Bescheides besteht deshalb
nicht.

Aus den genannten GrÃ¼nden ist die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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